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Editorial 

Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

in der zweiten Ausgabe von „über¬ 
leben..." in diesem Jahr liegt der 
Schwerpunkt auf dem vom Bundes¬ 
verband im Juni veranstalteten Sym¬ 
posium „Kein Ort der Zuflucht für 
hilfsbedürftige NS-Verfolgte". Ein 
weiterer Höhepunkt ist der Auftakt 
zu einer Kampagne für eine kultur¬ 
sensible Altenhilfe Anfang Oktober 
in Berlin, an der der Bundesverband 
wesentlich beteiligt ist. 

Für mich stehen zur Zeit zwei 
wenig angenehme Entwicklungen 
im Fokus: 

Die Bearbeitung der Anträge 
von Ghetto-Überlebenden, die eine 
Altersrente beantragt haben, entwi¬ 
ckelt sich immer mehr zu einem Fias¬ 
ko für die Überlebenden. Kaum ein 
Antrag wird positiv beschieden, die 
meisten mit Begründungen abge¬ 
lehnt, die für die Antragsteller zu¬ 
tiefst demütigend und schwer ver¬ 
ständlich sind. Wir bemühen uns 
zwar, den Antragstellern jede mögli¬ 
che Hilfe zu geben, doch angesichts 
der verfestigten bürokratischen 
Strukturen verzweifeln auch wir ge¬ 
legentlich. 

Ein zweites Anliegen, das zur 
Zeit nur wenig Aussicht auf Erfolg zu 
haben scheint, ist 
das der ehemali¬ 
gen italienischen 
Militärinternier¬ 
ten auf eine Ent¬ 
schädigung durch 
die Bundesstif¬ 
tung „Erinnerung, 
Verantwortung 
und Zukunft". 
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Jost Rebentisch 



Die Vorsitzende des Bundesverbandes Information & Beratung für NS-Verfolgte, Regina Suderland 
begrüßt die Teilnehmer Foto: M. Linke 


Bundesverband richtete Symposium 
zu hilfsbedürftigen NS-Verfolgten aus 


Der Bundesverband Information und 
Beratung für NS-Verfolgte e.V. veran¬ 
staltete am Dienstag, den 22. Juni in 
Zusammenarbeit mit dem Psychothera¬ 
peutischen Arbeitskreis für Betroffene 
des Holocaust ein vielbeachtetes eintägi¬ 
ges Symposium mit dem Titel „Kein 
Ort der Zuflucht ftir hilfsbedürftige NS- 
Verfolgte“. Über siebzig Teilnehmer von 
circa 50 Organisationen und Institutio¬ 
nen trafen sich in den Räumen des 
Landschaftsverbands Rheinland, um 
über eine Integration von hochbetagten 
und hilfsbedürftigen Opfern des NS- 
Regimes in die Einrichtungen der Alten¬ 
hilfe und Altenpflege zu diskutieren. 

Nach der Begrüßung gingen vier 
einfuhrende Beiträge auf die besonderen 
Probleme von NS-Opfern in höherem 
Alter ein. Der Psychiater und Trauma- 
Experte Peter Liebermann, Gründungs¬ 
mitglied des Bundesverbandes, erläuter¬ 
te sehr plastisch mögliche Auslöser in 
stationären und ambulanten Pflegesitua¬ 
tionen für eine Wiederkehr des erlitte¬ 
nen Traumas. Die Geschäftsführerin des 
Bundes für Zwangssterilisierte und „Eu- 


thanasie“-Opfer , Margret Hamm, schil¬ 
derte eindrücklich drei unterschiedliche 
Lebensläufe von NS-Zwangssterilisier¬ 
ten. Der Pflegewissenschaftler Dr. Wil¬ 
fried Schnepp berichtete aus einem lau¬ 
fenden Forschungsprojekt an der Uni¬ 
versität Witten-Herdecke. Petra Voll¬ 
mer, ebenfalls langjähriges Mitglied im 
Bundesverband, skizzierte praxisnah 
und lebendig ihre Erfahrungen beim 
Aufbau eines ambulanten Pflegedienstes 
für NS-Verfolgte in Hamburg. 

,Alter darf kein Hallraum ftir die 
vergangenen Schrecken dieser NS-Über- 
lebenden sein“, fasste Moderator Al- 
brecht Kieser die Ergebnisse der drei Ar¬ 
beitsgruppen des Nachmittags zusam¬ 
men. Die Teilnehmenden aus verschie¬ 
denen Sparten der Altenhilfe und -Pfle¬ 
ge, NS-Verfolgtenverbänden, Gedenk¬ 
stätten und Entschädigungsbehörden 
waren sich darin einig, dass es dringen¬ 
den Hand- _ 
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Nun sind die IMI auch vor den 
deutschen Gerichten gescheitert. Ih¬ 
nen bleibt nur noch die Hoffnung 
auf den Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte. Doch jeden Tag 
sterben einige der Überlebenden. 
Diejenigen, die eine Entschädigung 
noch erleben, werden sie direkt in 
ihre Altenpflege investieren müssen. 

Doch bei allen Schwierigkeiten 
gibt es auch immer wieder kleine 
Erfolge, wie die Erhöhung der AKG- 
Leistungen, die Weiterexistenz der 
gesetzlichen Entschädigung in Berlin 
und des Härtefonds in Niedersach¬ 
sen, die uns hoffnungsvoll in die 
Zukunft blicken lassen. 

Jost Rebentisch 


Wir wünschen allen jüdischen Lese¬ 
rinnen und Lesern ein gesundes Jahr 
5765. Da im Jahr 2004 keine weitere 
Ausgabe von überleben., mehr er¬ 
scheinen wird, wünschen wir auch 
allen anderen Leserinnen und Lesern 
ein frohes Weihnachtsfest und einen 
friedlichen und ruhigen Jahreswech¬ 
sel. 
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Durch Fortbildung der Pflegekräfte, 
besondere Begegnungsmöglichkeiten 
für NS-Opfer, spezialisierte Pflege¬ 
dienste und ähnliche Initiativen muss 
der Retraumatisierung bei wachsen¬ 
der Hilfsbedürftigkeit entgegengewirkt 
werden. 

Dieses Symposium stellt den Auf¬ 
takt einer größeren Kampagne dar. Wir 
hoffen z.B. auf Unterstützung eines 
breiten Bündnisses der politischen und 
sozialen Kräfte Kölns, um trotz Spar¬ 
maßnahmen die Kölner NS-Verfolgten 
in ihrem letzten Lebensabschnitt nicht 
allein zu lassen. Bereits Mitte Oktober 
tagte erstmalig ein „Runder Tisch“ mit 
den Kölner Symposiumsteilnehmern, 
um für NS-Opfer aus Köln und Umge¬ 


bung die nächsten Schritte zu überle¬ 
gen. 

Ermöglicht wurde dieser bisher ein¬ 
malige Austausch durch die finanzielle 
Unterstützung von Bündnis 90/Die 
Grünen im Landschaftsverband Rhein¬ 
land und des UNHCR (Hoher Flücht¬ 
lingskommissar). Zum Jahresende wer¬ 
den die Beiträge und die Ergebnisse in 
einer Tagungsdokumentation beim Ma- 
buse Verlag erscheinen. 

Der Vortrag von Peter Liebermann 
wird zudem als „Handreichung“ in ho¬ 
her Auflage und auch in Lehrbüchern 
ftir angehende Altenpflegerinnen und 
Altenpfleger erscheinen. 

Sonja Schlegel 


Kampagne für eine kultur¬ 
sensible Altenhilfe 


Bei den Vorbereitungen zu dem oben be¬ 
schriebenen Symposium entdeckten die 
Mitarbeiter die Kampagne für eine kul¬ 
tursensible Altenhilfe. Bereits vor zwei 
Jahren wurde das gleichnamige Memo¬ 
randum von den Vertretern der fünf gro¬ 
ßen Wohlfahrtsverbänden, der Integra¬ 
tionsbeauftragten der Bundesregierung 
und dem Kuratorium Deutsche Alters¬ 
hilfe unterzeichnet. 

Seit Juni 2004 gehört auch der 
Bundesverband zu den Unterzeichnern 
dieses Aufrufes, der die Idee der kultur¬ 
sensiblen Altenhilfe in der Gesellschaft 
verankern will. 

Mit der Kampagne sollen Dienste 
und Einrichtungen der Altenhilfe unter¬ 
stützt werden, sich auf die Bedürfnisse 
Zugewanderter mit oft lückenhaften 
Deutschkenntnissen, anderen Ess- und 
Lebensgewohnheiten und fremden reli¬ 
giösen Bräuchen einzustellen. Auch die 
besonderen Erfordernisse von traumati- 
sierten NS-Verfolgten erfordern eine ei¬ 
gene Kompetenz und Sensibilität. Sonja 
Schlegel vertritt den Bundesverband In¬ 
formation und Beratung für NS-Verfolg¬ 
te in der Steuerungsgruppe der Kampag¬ 
ne, die ansonsten in vier Regionalgrup¬ 
pen aufgeteilt ist. 



Am 1. Oktober 2004, dem „Inter¬ 
nationalen Tag der älteren Menschen“, 
startete die Kampagne für eine kultur¬ 
sensible Altenhilfe „Aufeinander zuge¬ 
hen — voneinander lernen“ in Berlin un¬ 
ter der Schirmherrschaft von Bundesmi- 
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nisterin Renate Schmidt. Zu dieser Auf¬ 
taktveranstaltung waren neben Fachleu¬ 
ten der Altenhilfe und Entscheidungs¬ 
trägern aus den Institutionen und der 
Politik auch Multiplikatoren und Weg¬ 
bereiter für eine interkulturelle Öffnung 
der Altenhilfe gekommen. 

Die Beauftragte der Bundesregie¬ 
rung für Migration, Flüchtlinge und In¬ 
tegration, Marieluise Beck, eine der 
Erstunterzeichnerinnen des Memoran¬ 
dums, betonte in ihrem Grußwort be¬ 
sonders, die Kampagne sei eine Bewe¬ 
gung von „unten“ und der Politik einige 
Schritte voraus. Angelika Erd, eine der 
Pionierinnen der Kampagne, wies in ei¬ 
nem Beitrag auf die zunehmende Erwei¬ 


Nachruf auf 
Dr. Karl Brozik 

Dr. Karl Brozik hat uns am 18. August 
2004 für immer verlassen 

Mit 78 Jahren wurde Karl Brozik 
aus einem überaus tätigen und rastlosen 
Arbeitsleben gerissen, das bis zuletzt 
dem selbstlosen Einsatz für die Opfer 
des Nationalsozialismus galt. Er tat dies 
vor allem, aber nicht ausschließlich als 
Repräsentant der Claims Conference in 
Deutschland, die er auch im Kurato¬ 
rium der Stiftung „Erinnerung, Verant¬ 
wortung und Zukunft“ vertreten hat. 
Darüber hinaus vertrat er die Interessen 
der Überlebenden im Beirat des Hessi- 
schen Härtefonds, als Sprecher des 
Überlebendenbeirats des Fritz Bauer In¬ 
stituts und nicht zuletzt als Zeitzeuge in 
Schulen. 

Karl Brozik war ein Mensch mit vie¬ 
len Interessen - er war ein leidenschaft¬ 
licher Koch und Pilzsammler, ein ambi¬ 
tionierter Gastgeber und Menschen¬ 
freund, ein Musikliebhaber, ein Kultur¬ 
interessierter. Er kannte aber nur eine 
Aufgabe, für die er all seine vielseitigen 
Interessen hintangestellt hat. 

Als Überlebender des Ghetto Lodz, 
der Konzentrationslager Auschwitz und 
Mauthausen hat er seine ganze Kraft, die 
in den letzten Jahren durch diverse gra- 


terung der Kampagne, wie z.B. um die 
Verfolgten des Nationalsozialismus hin. 
Die Vorsitzende des Bundesverbandes, 
Regina Suderland, lud zu einer Arbeits¬ 
gruppe ein, die über angemessene Hilfe 
für ältere NS-Verfolgte nachdachte. 
Mehr als zwanzig Interessierte tauschten 
sich angeregt über ihre Erfahrungen aus, 
eine intensive Fortsetzung dieses Ge¬ 
spräches ist geplant. 

Über 60 Verbände und Institutio¬ 
nen sind an den Aktionen der Kampag¬ 
ne beteiligt, die ein Jahr dauern und im 
Dezember 2005 enden werden. Parallel 
dazu wird die Kampagne auch in der 
Schweiz und Österreich durchgeführt. 

Sabine Blome 


sei. A. 

vierende Krank¬ 
heiten beein¬ 
trächtigt war, 
voll und ganz 
für die Interes¬ 
sen der Überlebenden eingesetzt. 

Vor allem seinem Engagement und 
seiner Beharrlichkeit ist es zu danken, 
dass im Jahr 1990 das Artikel 2-Abkom- 
men abgeschlossen werden konnte. Dies 
zu einem Zeitpunkt, als längst alle Fris¬ 
ten des Bundesentschädigungsgesetzes 
abgelaufen waren und die Bereitschaft 
der damaligen Bundesregierung, offen¬ 
sichtliche Lücken des BEG zu korrigie¬ 
ren, gegen Null tendierte. Mit dem Arti¬ 
kel 2-Abkommen zum Einigungsvertrag 
konnte schwerstverfolgten NS-Opfern 
doch noch zu einer, wenn auch beschei¬ 
denen monatlichen Beihilfe verholfen 
werden. 

Auch viele Opfer im ehemaligen so 
genannten Ostblock, für die sich Karl 
Brozik immer in besonderem Maße ein¬ 
gesetzt hat, konnten mit dem auf seine 
Initiative 1998 eingerichteten Mittel¬ 
und Osteuropa-Fonds ein kleines Maß 
an Gerechtigkeit erfahren. 

Insgesamt erhielten so bis heute 
mehr als 80.000 Überlebende in aller 
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Niedersächsischer Härtefonds 
für NS-Verfolgte wird nicht 
aufgelöst! 

Im Sommer drohte die niedersächsi¬ 
sche Landesregierung damit, den 
Härtefonds für NS-Verfolgte zum 
Jahr 2005 aufzulösen. Die Mittel 
werden nun doch nicht ganz gestri¬ 
chen. Sie werden um knapp die 
Hälfte gekürzt, wie der Beiratsvor¬ 
sitzende Walter Meinhold mitteilte. 

Der Bundesverband hatte 
neben anderen Organisationen ge¬ 
gen die drohende Auflösung des 
Härtefonds bei Ministerpräsident 
Wulff protestiert und konnte mit 
der Verhinderung der vollständigen 
Streichung immerhin einen Teiler¬ 
folg erzielen. 


Keine Gerechtigkeit für italie¬ 
nische Militärinternierte vor 
deutschen Gerichten 

Nachdem die Klagen der ehemali¬ 
gen italienischen Militärinternierten 
OMI) gegen die Bundesstiftung „Er¬ 
innerung, Verantwortung und Zu¬ 
kunft" sowohl vor dem Berliner 
Verwaltungsgericht als auch vor 
dem Bundesverfassungsgericht ge¬ 
scheitert sind, steht den ehemaligen 
IMI und ihrem Anwalt Joachim Lau 
nun der Weg zum Europäischen Ge¬ 
richtshof für Menschenrechte offen. 
Auch in Italien wird eine Flut von 
Klagen erwartet, nachdem der ita¬ 
lienische Kassationsgerichtshof Kla¬ 
gen auf Entschädigung wegen 
Zwangsarbeit grundsätzlich zuge¬ 
lassen hat. In Deutschland haben 
die ehemaligen IMI Recht und Ge¬ 
rechtigkeit nicht bekommen kön¬ 
nen, nun hoffen und wünschen wir 
mit ihnen, dass sie im europäischen 
Kontext Erfolg haben werden. Der 
Bundesverband wird sie auf diesem 
Weg selbstverständlich weiter 
unterstützen. 
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Beginn der Auszahlung der 
2. Rate an die NS-Zwangs- 
arbeiter in Russland, Lettland 
und Litauen 

Die Bundesstiftung teilte mit, dass 
am 15. Oktober 2004 in Russland, 
Lettland und Litauen die Auszahlun¬ 
gen der 2. Rate beginnen werden. 
Diese werden, wie in der 1. Rate, in 
mehreren Auszahlungstranchen er¬ 
folgen. Die erste Auszahlungstran¬ 
che enthält Leistungen für Schwerst- 
geschädigte, die als KZ- und Ghetto- 
Häftlinge oder Inhaftierte in KZ- 
ähnlichen „anderen Haftstätten" 
zur Zwangarbeit eingesetzt waren 
(„Kategorie A"). Ab Dezember 2004 
beginnen dann die Auszahlungen 
an die deportierten Zwangsarbeiter 
(„Kategorie B"). 

In Russland erhielten seit Aus¬ 
zahlungsbeginn im Jahre 2001 etwa 
206.000 Leistungsberechtigte in der 
1. Rate einen Gesamtbetrag von 
140,4 Mio. Euro. Die erste Auszah¬ 
lungstranche für die 2. Rate geht an 
ca. 18.000 Leistungsberechtigte, die 
in der Summe 28,8 Mio. Euro erhal¬ 
ten. 

In Lettland erhielten seit Aus¬ 
zahlungsbeginn im Jahre 2001 etwa 
12.000 Leistungsberechtigte in der 
1. Rate einen Gesamtbetrag von 8,8 
Mio. Euro. Die erste Auszahlungs¬ 
tranche für die 2. Rate geht an ca. 

I. 400 Leistungsberechtigte, die in 
der Summe 2,3 Mio. Euro erhalten. 

In Litauen erhielten seit Auszah¬ 
lungsbeginn im Jahre 2001 etwa 

II. 000 Leistungsberechtigte in der 
ersten Rate einen Gesamtbetrag von 
6,7 Mio. Euro. Die erste Auszah¬ 
lungstranche für die 2. Rate geht an 
ca. 700 Leistungsberechtigte, die in 
der Summe 1,2 Mio. Euro erhalten. 

Seit Beginn der Auszahlungen 
im Juni 2001 wurden in aller Welt 
für 1,59 Mio. Leistungsberechtigte 
insgesamt 3,65 Mrd. Euro an die 
Partnerorganisationen ausgezahlt. 

Die Bundesstiftung bemerkte, 
sie sei zuversichtlich, die Auszahlung 
an Zwangsarbeiter bis zum Sommer 
2005 im Wesentlichen abschließen 
zu können. Michael Teupen 


Welt eine regelmäßige Unterstützung, 
die ihren Lebensabend erleichtert. 

Karl Brozik war einer der Vorkämp¬ 
fer und Protagonisten der Entschädi¬ 
gung für ehemalige Sklaven- und 
Zwangsarbeiten Gemeinsam mit Antje 
Vollmer, Volker Beck und Günter Saat¬ 
hoff hat er das Thema schon in den spä¬ 
ten 80er Jahren auf die politische Bühne 
gehoben. Durch seine Anregungen und 


Oktober 1941 wurde die Familie ins 
Ghetto Lodz deportiert, wo Vater, Mut¬ 
ter und Bruder verhungerten. 

Im Sommer 1944 wurde Karl Bro¬ 
zik nach Auschwitz-Birkenau deportiert, 
wo er bei der Ankunft als arbeitsfähig 
eingestuft wurde und nur durch den 
Einsatz zu schwerster Zwangsarbeit der 
Ermordung entging. Die kaum noch 
steigerbare Form des Grauens fand ihre 



Foto: Claims Conference 


Eingaben konnten viele bei den interna¬ 
tionalen Verhandlungen sich abzeich¬ 
nende Ungerechtigkeiten zugunsten der 
Betroffenen abgewendet werden. Er trug 
entscheidend dazu bei, dass eine inten¬ 
dierte Ost-West-Abstufung der Entschä¬ 
digung verworfen wurde, die Leistungs¬ 
berechtigung für Kinder in KZs und 
Ghetti durchgesetzt und eine Anrech¬ 
nung früherer Entschädigungen, die 
nicht für Zwangsarbeit geleistet wurden, 
nicht erfolgte. Insbesondere hat Karl 
Brozik darauf hin gearbeitet, dass nicht 
nur diejenigen Zwangsarbeiter, die in 
der Industrie eingesetzt waren, sondern 
auch jene, die für staatliche Einrichtun¬ 
gen in die Fron gezwungen wurden, leis¬ 
tungsberechtigt sind. 

Karl Brozik wurde am 4. Februar 
1926 als jüngster von zwei Söhnen 
tschechisch-deutsch-jüdischer Eltern in 
Teplitz (Teplice) in der damaligen 
Tschechoslowakei geboren. Nach der 
Besetzung durch die deutschen Truppen 
musste die Familie ihre Heimat verlas¬ 
sen und nach Prag übersiedeln. Am 28. 


Fortsetzung, als die Auschwitz-Häftlinge 
auf den Todesmarsch in das Konzentra¬ 
tionslager Mauthausen geschickt wur¬ 
den. Am 5. Mai 1945 wurde ein tod¬ 
kranker, fast verhungerter junger Mann 
von den Amerikanern befreit. 

Bei seiner Rückkunft in Prag erfuhr 
Karl Brozik, dass seine gesamte 26-köp¬ 
fige Familie von den Nazis ermordet 
worden war. Er stand vor dem Nichts 
und musste sein Leben völlig neu auf¬ 
bauen. Als Werkstudent holte er das 
Abitur nach, studierte Jura und promo¬ 
vierte zum Dr. jur. Er heiratete 1949, 
wurde Vater von zwei Söhnen und 
machte Karriere im tschechoslowaki¬ 
schen Außenhandelsministerium. Der 
verheißungsvolle berufliche Neubeginn 
wurde jedoch jäh unterbrochen, als die 
Prager Regierung die Order gab, alle Ju¬ 
den zu entlassen. 

Karl Brozik war gezwungen, den öf¬ 
fentlichen Dienst zu verlassen und die 
Leitung einer kunsthandwerklichen Ko¬ 
operative zu übernehmen. Als Anhänger 
des Prager Frühlings sah er nach dem 
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Einmarsch der Truppen des Warschauer 
Pakts keine andere Perspektive, als aus 
seiner Heimat zu fliehen. Über Ungarn 
emigrierte er 1968 mit seiner Familie 
nach Frankfurt am Main, wo er erneut 
von vorne beginnen musste. Schon bald 
arbeitete er für die United Restitution 
Organisation (URO) und war ab 1987 
als Repräsentant der Claims Conference 
in Deutschland tätig. 

Mit Karl Brozik haben die NS-Op- 
fer einen bedeutenden Fürsprecher ver¬ 
loren, der sein Leben ganz in den Dienst 
seiner Schicksalsgenossen gestellt hatte. 
Alle, die ihn kannten, haben seine große 


Integrität, sein ausgeprägtes Gefühl für 
Gerechtigkeit, seine Klugheit und sei¬ 
nen Humor hoch geschätzt. Auch seine 
Verhandlungspartner haben ihm trotz - 
oder gerade wegen - seiner insistieren¬ 
den Beharrlichkeit und seines Wider¬ 
spruchsgeistes immer die höchste Wert¬ 
schätzung und Achtung entgegenge¬ 
bracht. 

Wir alle haben mit ihm einen 
Freund verloren. 

Dr. Karl Brozik hat uns am 18. Au¬ 
gust 2004 für immer verlassen. In unse¬ 
ren Herzen wird er immer bei uns sein. 

Konrad Matsch ke 


Zinsverteilung der Bundesstif¬ 
tung - Kürzungen bei der IOM 


In der Kuratoriumssitzung der Bundes¬ 
stiftung „Erinnerung, Verantwortung 
und Zukunft“ am 23. und 24. Juni 
2004 ging es im Wesentlichen um die 
Verteilung der bei der Stiftung erwirt¬ 
schafteten Zinsen. Mehrere Partnerorga¬ 
nisationen hatten einen Antrag gestellt. 
Bei dieser Zinsverteilung konnten nur 
die russische Partnerorganisation, die 
International Organisation for Migra¬ 
tion (IOM) und die Conference on Je- 
wish Material Claims against Germany 
(JCC) berücksichtigt werden. 

Da die Höhe der vorhandenen Zin¬ 
sen auch unter diesen Bedingungen 
noch nicht dazu ausreichte, die vollstän¬ 
digen Fehlbeträge der Partnerorganisa¬ 
tionen abzudecken, wurden die Zinsen 
nach einem Schlüssel verteilt. Die ent¬ 
standene Lücke kann z.Zt. nur dadurch 
geschlossen werden, dass die Entschädi¬ 
gung für Zwangsarbeiterinnen in der In¬ 
dustrie, Zwangsarbeiterinnen in der 
Landwirtschaft und Erben reduziert 
wird. 

Nicht von Einschnitten betroffen 
sind diejenigen, die Konzentrationslager 
oder im Ghetto überlebt haben. Dieses 
Modell der Zinsverteilung, das unter der 
Federführung des Vorstandsmitgliedes 
Günther Saathoff entstanden ist, wurde 
nach einer eingehenden Diskussion im 
Kuratorium bei einer Enthaltung ein¬ 
stimmig angenommen. 


Am 5. Juli 2004 fand ein Treffen der 
„Steering Group“ der IOM in Genf 
statt, an dem auch der Leiter des Ent¬ 
schädigungsprogramms der IOM, Dirk 
de Winter, teilnahm. Die „Steering 
Group“ setzt sich aus Vertretern einzel¬ 
ner Opferverbände aus mehreren Län¬ 
dern zusammen und hat für die IOM 
beratende Funktion. Hier wurde allge¬ 
mein kritisiert, dass die im Kuratorium 
der Bundesstiftung „Erinnerung, Ver¬ 
antwortung und Zukunft“ beschlossene 
Auszahlung der Zinsen an die IOM 
nicht dafür ausreicht, die zweite Rate 
der Entschädigungsleistung in voller 
Höhe (bis auf die der Sklavenarbeiter) 
auszuzahlen. 

In einem Brief an den Bundeskanz¬ 
ler wurde sehr nachdrücklich auf die 
Diskrepanz zwischen der Realität der 
Auszahlung und dem Anspruch des Ge¬ 
setzes hingewiesen. Außerdem merkte 
die „Steering Group“ darin an, dass die 
IOM von Beginn an bei der Bemessung 
der Plafonds benachteiligt gewesen ist. 
Die „Steering Group“ forderte den 
Bundeskanzler dazu auf, das Ziel des 
Stiftungsgesetzes sicherzustellen, die tat¬ 
sächliche Realisierung einer wirklichen 
Entschädigung der NS-Opfer. Hierzu 
sei unter Umständen auch eine finan¬ 
zielle Aufstockung des Fonds durch die 
Bundesregierung notwendig. 

Jost Rebentisch 


Mitgliederversammlung 2004 

Am 24. September hielt der Bundes¬ 
verband Information und Beratung 
im DGB Haus in Köln seine alle zwei 
Jahre stattfindende Mitgliederver¬ 
sammlung ab. Sie war mit über 
sechzig Mitgliedern gut besucht. 
Wegen einer Vielzahl an Anträgen 
und eines zum Teil auf Kritik sto¬ 
ßenden Rechenschaftsbericht des 
im Übrigen entlasteten Vorstands 
wurde eine erneute Einberufung 
der Mitglieder im ersten Halbjahr 
2005 beschlossen. Dort soll die in¬ 
haltliche Debatte über die Arbeit 
des Bundesverbandes mit mehr Zeit 
fortgesetzt werden. 

Der Vorstand, also Regina Su- 
derland, Felix Kolmer, Jurai Szücs, 
Franz Dillmann und Volker Kirch¬ 
esch wurden mit großer Mehrheit 
wiedergewählt, ergänzt von der 
ehemaligen polnischen Kinder¬ 
zwangsarbeiterin und pensionier¬ 
ten Lehrerin Sofie Brabanski, der 
neuen Schatzmeisterin (Foto) und 
von dem zusätzlichen Beisitzer, 
dem Arzt und Psychiater Peter Lie¬ 
bermann (Erster Vorsitzender des 
Bundesverbandes von 1992-1993). 

Wir werden beide in der näch¬ 
sten Ausgabe ausführlicher vorstel¬ 
len. 

Michael Teupen 



Sofie Brabanski, Foto M. Linke 
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Verbesserte Härteleistungen 
für „Vergessene NS-Opfer" 

Der Bundesverband Information 
und Beratung für NS-Verfolgte be¬ 
grüßt die im Sommer diesen Jahres 
in der Rot-Grünen Koalition be¬ 
schlossenen Verbesserungen zu den 
AKG (Allgemeines Kriegsfolgenge- 
setz)-Härterichtlinien. Einige lang¬ 
jährige Forderungen der NS-Ver- 
folgtenverbände sind damit zumin¬ 
dest im Ansatz erfüllt worden. 

Die Erhöhung der einkommen¬ 
sunabhängigen monatlichen Beihil¬ 
fe von 61,36 Euro wenigsten auf 
100 Euro für NS-Zwangssterilisierte 
ist für diese oft alleinstehenden 
traumatisierten Menschen eine Ver¬ 
besserung ihrer Lebensqualität. Da¬ 
bei erhalten selbstverständlich 
weiterhin diejenigen Zwangssterili¬ 
sierten, die sich in einer materiellen 
Notlage befinden, auf Antrag eine 
wesentlich höhere Beihilfe. 

Die Anhebung der sogenann¬ 
ten Notlagengrenze um 46,62 Euro 
für diejenigen NS-Opfer, die 
schwerste Verfolgung wie KZ-Haft 
überlebt haben, und sich zudem 
noch in einer materiellen Notlage 
befinden, wird die Zahl der Berech¬ 
tigten wahrscheinlich nur geringfü¬ 
gig erhöhen. Trotzdem stellt diese 
Anhebung für die Betroffenen eine 
leichte finanzielle Entspannung dar. 

Besonders hervorzuheben sei 
die Anhebung der Altersgrenze für 
Entschädigung von Kindern, deren 
Eltern im Nationalsozialismus er¬ 
mordet wurden. Diese Gruppe der 
NS-Opfer hat mittlerweile überwie¬ 
gend auch das Rentenalter erreicht 
und ist durch den gewaltsamen Tod 
der Eltern und ihrem dadurch eige¬ 
nen harten Kinder- und Jugendle¬ 
ben psychisch wie physisch bis heu¬ 
te schwer beeinträchtigt. 

Der Bundesverband freut sich 
über die Zusage der Rot-Grünen 
Koalition, im nächsten Jahr erneut 
über Verbesserungen in den Härte¬ 
richtlinien zu diskutieren. 

Sonja Schlegel 


überleben ... 7-2004 

£ Bundesverband Information und Beratung für NS-Verfolgte 


Projekt Nachweisbeschaffung 
für NS-Zwangsarbeiter/innen 
erfolgreich beendet 


Am 31. Juli 2004 endete das vom 
Bundesverband in Kooperation mit dem 
Bundesarchiv und dem Internationalen 
Suchdienst des Roten Kreuzes durchge¬ 
führte Projekt, in dem Nachweise für 
ehemalige Zwangsarbeiter/innen ge¬ 
sucht und gefunden wurden. Die 
Bundesstiftung „Erinnerung, Verant¬ 
wortung und Zukunft“ finanzierte diese 
wichtige Arbeit. 

Das Bundesarchiv hat mit einer Sta¬ 
tistik vom 15. September 
2004 mitgeteilt, dass das 
Kölner Verteilzentrum ins¬ 
gesamt 413.427 Anfragen 
zu bearbeiten hatte. Von de¬ 
nen konnten 285.295 in der 
Zwischenzeit von den Part¬ 
nerorganisationen selbst po¬ 
sitiv erledigt werden. Von 
den verbleibenden 128.132 
Anfragen konnte für 36.985 
leider kein Nachweis gefun¬ 
den werden: Nach ergebnis¬ 
loser Recherche beim Inter¬ 
nationalen Suchdienst wurde auch 
innerhalb des Archivverbundes aus 307 
regionalen, überregionalen und Firmen¬ 
archiven kein positives Ergebnis er¬ 
mittelt. 

Bei einer deutlich höheren Zahl, 
nämlich 43.103 Anfragen konnten 
Nachweise für die geleistete Zwangsar¬ 
beit gefunden werden. Die verbleiben¬ 
den 48.044 Anfragen wurden noch be¬ 
arbeitet, wobei nur bei einer Minderheit 
noch mit einem positiven Ermittlungs¬ 
ergebnis zu rechnen ist. Selbst wenn 
man in keinem Fall mehr mit einem 
Nachweis rechnet, hätte der Archivver¬ 
bund eine Erfolgsquote von über 33 % 
vorzuweisen. Das sind mehr als 43.000 
ehemalige Zwangsarbeiter/innen, denen 
nur durch die Arbeit der Nachweisbe¬ 
schaffung zu einer Entschädigung ver- 
holfen werden konnte. 

Schon Ende Februar 2004 endete 
ein Teilprojekt der Nachweisbeschaf¬ 
fung, die Suche nach Dokumenten in 


Firmenarchiven kleiner und mittlerer 
Unternehmen. 

Nachdem das Projekt im Mai 2002 
mit einer dreiköpfigen ABM, die eine 
Recherche im Rheinland durchfuhrte, 
gestartet war, konnte es ab Oktober 
2002 mit Mitteln der Bundesstiftung 
EVZ personell aufgestockt und die Su¬ 
che bundesweit ausgedehnt werden. 

Von den insgesamt fast 20.000 an 
die Firmenrecherche verteilten Anfragen 


sind etwa 3.500 Fälle recherchiert und 
abschließend bearbeitet worden. Es war 
vorhersehbar, dass die Zahl der mög¬ 
lichen Einzelnachweise eher gering sein 
würde. Die Zahl von 153 Einzelnach¬ 
weisen ist dennoch als Erfolg zu werten. 
Das Hauptziel des Projektes bestand 
darin, die entdeckten Nachweis-Bestän¬ 
de in Zusammenarbeit mit dem Inter¬ 
nationalen Suchdienst des Roten Kreu¬ 
zes zu verfilmen und so für die aktuelle 
und zukünftige Nachweisbeschaffung 
leichter zugänglich zu machen. Es wur¬ 
de nur teilweise erreicht: 

Es sind zwar 143 Unternehmen mit 
entsprechenden Beständen angeschrie¬ 
ben worden, es antworteten nur 30 posi¬ 
tiv, von 62 Unternehmen blieb eine 
Antwort allerdings aus. Ab Dezember 
2004 ist beim Bundesverband eine 
ABM-Stelle bewilligt worden, mit der 
wir unter anderem die Abschlussarbei¬ 
ten zu diesem Projekt durchführen kön¬ 
nen. Jost Rebentisch 
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Ein Ort der Zuflucht in Köln 


Der im Nachklang zum Symposium 
(siehe Titel) gegründete „Runde Tisch“ 
traf auf Einladung des Bundesverbandes 
am 13. Oktober das erste Mal zusam¬ 
men. In dieser kleinen, aber engagierten 
Runde diskutieren Vertreterinnen von 
Bundesverband, WN (Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes), Stadt Köln 
und Traumatherapeuten gemeinsam, 
welches Projekt für die in und um Köln 
lebenden NS-Verfolgten am Besten zu 
realisieren sei. Die Wahl fiel auf das im 
Bundesverband schon seit längerer Zeit 
geplante Begegnungs- und Erzähl-Cafe. 
Alle 14 Tage könnten sich hier die (im 
weitesten Sinne) Kölner NS-Verfolgten 
zu Kaffee und Kuchen und Gesprächen 


treffen. Wenn sich NS-Verfolgte bereit 
finden, ihre Verfolgungsgeschichte mit 
einem interessierten jungen Publikum 
zu teilen, könnte alle ein bis zwei Mona¬ 
te zu einem Erzähl-Cafe eingeladen wer¬ 
den. 

Zur Zeit versuchen die Teilnehmer 
des Runden Tisches, die nötige Finan¬ 
zierung für dieses Vorhaben zu organi¬ 
sieren. Außerdem wurde deutlich, dass 
eine feste Gruppe engagierter Freiwilli¬ 
ger benötigt wird, die dieses bisher ein¬ 
malige Unternehmen unterstützen. Soll¬ 
ten Sie daran Interesse haben, bitte ich 
um eine kurze Rückmeldung an den 
Bundesverband. 

Sonja Schlegel 


Herzlichen Glückwunsch, 
Kurt Julius Goldstein! 


Am 3. November begeht der Ehrenprä¬ 
sident des Internationalen Auschwitzko¬ 
mitees und Ehrenvorsitzende der WN- 
BdA (Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes/Bund der Antifaschisten) 
seinen 90. Geburtstag. Dazu gratuliert 
der Bundesverband Information und 
Beratung für NS- Verfolgte herzlich sei¬ 
nem langjährigen Mitstreiter. (Bild) 

Geboren in Hamm in Westfalen, 
verfolgt als Kommunist und Jude, Über¬ 
lebender von Auschwitz und Buchen¬ 
wald. 1933 aus Deutschland vertrieben 
schließt er sich den Internationalen Bri¬ 
gaden in Spanien an. Nach dem Sieg 
Francos wird er in Frankreich interniert 
und nach der deutschen Besetzung nach 
Auschwitz deportiert. Als Häftling 
Nummer 58866 arbeitet er im Nebenla¬ 
ger Jawischowitz, einer Kohlengrube. 
Im Januar 45 überlebt er den Todes¬ 
marsch nach Buchenwald. 

Heute lebt Kurt Julius Goldstein in 
Berlin. In den vergangenen Jahrzehnten 
hat sich unermüdlich für die Entschädi¬ 
gung besonders der NS-Zwangsarbeiter 
eingesetzt. Aber auch seine persönlichen 
Besuche in Berliner Schulen sind bei 







Foto: Christian Thiel 


den Schülern heute sehr beliebt. In die¬ 
sem August ist zudem das Buch „Nr. 
58866: Judenkönig“ (Aus dem Leben 
des Kurt Julius Goldstein ) beim Papy- 
Rossa Verlag überarbeitet erschienen. 


Hoffnung für tschechische 
Ghetto-Überlebende 

Für die tschechischen Ghetto-Über¬ 
lebenden gibt es einen ersten Sil¬ 
berstreif am Horizont. Es liegt eine 
Stellungnahme des Tschechischen 
Verteidigungsministeriums vor. Dar¬ 
aus der ergibt sich klar, dass die Leis¬ 
tungen, die für ihre Ghettoarbeit in 
ihre tschechische Rente einfießen, 
nicht Leistungen aus einem System 
der sozialen Sicherheit darstellen. 

Sie werden lediglich auf Antrag 
vom Verteidigungsministerium be¬ 
willigt. Bisher waren tschechische 
Antragsteller von den Rentenversi¬ 
cherungsträgern mit der Begrün¬ 
dung abgelehnt worden, ihre Zeit 
im Ghetto sei in der tschechischen 
Rentenversicherung bereits aner¬ 
kannt. Dennoch werden die tsche¬ 
chischen Antragsteller leider auf 
den Ausgang der Musterklagen vor 
dem Hamburger Sozialgericht war¬ 
ten müssen. 

Siegerinnen eines hessenwei¬ 
ten Geschichtswettbewerbs 
spenden für den Bundesver¬ 
band 

Im Juli 2004 wurden als Siegerinnen 
des Geschichtswettbewerbs „Was 
bedeutet der Widerstand gegen 
den Nationalsozialismus heute" die 
Schülerinnen und Schüler der 10b 
der Bundespräsident-Theodor- 
Heuss-Schule aus Homberg gekürt. 
Die Jugendlichen hatten versucht, 
das Thema Widerstand im Natio- 
naslsozialismus" auf ihre Region zu 
übertragen und dort nach Spuren 
gesucht. Und sie fanden reichlich: 
z.B. wohnte in Gensungen ein Be¬ 
teiligter des „20. Juli", Egbert von 
Hayessen mit seiner Familie. 

Der Bundesverband gratuliert zu 
dem Gewinn, einer Reise nach Ber¬ 
lin und bedankt sich ganz herzlich 
für die Spende von 100 Euro! 
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10 Jahre Zusammenarbeit mit dem UNHCR 


Jeder kennt sie aus zahlreichen Fernseh¬ 
nachrichten, die weißen Fahrzeuge mit 
den großen schwarzen Buchstaben 
„UNHCR“. Sie kurven durch Flücht¬ 
lingscamps, bringen Wasser in die Wüs¬ 
ten, tauchen in Krisengebieten auf. Wer 
weiß heute noch, dass die Vorläufer die¬ 
ser UN-Hilfsorganisation vor mehr als 
fünfzig Jahren als Antwort auf die rie¬ 
sigste Menschenverschleppung und 
Fluchtwelle der vergangenen Jahrhun¬ 
derte entstanden ist. Als Millionen 
Menschen heimatlos im zerstörten Eu¬ 
ropa umherirrten, musste eine starke 
Organisation für ihre Unterbringung 
und Versorgung und auch für eine aus¬ 
sichtsreiche Zukunft sorgen. So wurden 
diese sogenannten Displaced Person ver¬ 
sorgt, ausgebildet und zur Heimkehr 
oder Auswanderung in andere Konti¬ 
nente vorbereitet. Jüdische KZ-Uberle- 
bende, osteuropäische Zwangsarbeite¬ 
rinnen und Zwangsarbeiter, elternlose 
Kinder und Jugendliche versuchten z.B. 
in Australien oder Argentinien eine 
Existenz aufzubauen. Und für einen gro¬ 
ßen Teil von ihnen erkämpfte der 
UNHCR wenigstens kleine Entschädi¬ 
gungsleistungen von der deutschen Re¬ 
gierung. 

Fünf verschiedene Härtefonds ver¬ 
waltete der UNHCR zwischen 1966 
und 1993. Im Anschluss daran baten 
immer noch zahlreiche NS-Verfolgte 
um Hilfe. Da der UNHCR von den ak¬ 
tuellen Flüchtlingsproblemen mehr als 
ausgelastet war, übertrug die damalige 
Hochkommissarin in Deutschland, Dr. 
Judith Kumin, die Beratung der ehema¬ 
ligen DPs 1994 an den Bundesverband. 
Zuerst in der alten Villa des UNHCR in 
Bad Godesberg, später in den eigenen 
Räumen suchte ich alte Bescheide und 
neue Entschädigungsmöglichkeiten für 
ehemalige Zwangsarbeiter z.B. in Aus¬ 
tralien. Jahre später vertraten der 
UNHCR und der Bundesverband ge¬ 
meinsam die Interessen der Überleben¬ 
den bei den Bemühungen um die Ent¬ 
schädigung für ehemalige Zwangsarbei¬ 
terinnen und Zwangsarbeiter. Beide 


nehmen jeweils einen Sitz im Kurato¬ 
rium der Stiftung „Erinnerung, Verant¬ 
wortung und Zukunft“ ein. 

Durch den Rückgang der Anfragen 
von Betroffenen an den UNHCR be¬ 
ginnt für den Bundesverband Informa¬ 
tion und Beratung für NS-Verfolgte und 
UNHCR ein neuer Abschnitt der Zu¬ 
sammenarbeit. Viele der alten ausländi¬ 
schen NS-Verfolgten leben in Deutsch¬ 
land. Aber auch unter den in den ver¬ 
gangenen Jahrzehnten aus Krisengebie¬ 
ten nach Deutschland Geflüchteten be¬ 
finden sich alte Menschen. Gemeinsam 


haben sie häufig Traumatisierung, Ver¬ 
lust der Heimat, kulturelle Unterschiede 
und Verständigungsprobleme. Daher 
hat der UNHCR das kürzlich durchge¬ 
führte Symposium des Bundesverbandes 
in Köln über die Probleme dieser Men¬ 
schen mit den Einrichtungen der deut¬ 
schen Altenhilfe maßgeblich unter¬ 
stützt. Auch für zukünftige Projekte des 
Bundesverbandes im Rahmen der am 1. 
Oktober beginnenden „Kampagne für 
eine kultursensible Altenhilfe“ hat der 
UNHCR seine Unterstützung zugesagt. 

Sonja Schlegel 











